
SPANISCHER KRIEG

V
or 80 Jahren begann mit dem Militärputsch 
in der Nacht zum 18. Juli 1936 der Spani-
sche Krieg, der zu Unrecht als Bürgerkrieg 
bezeichnet wird. Ausländische Mächte wa-
ren von Anfang an auf den Schlachtfeldern 

beteiligt. Deutschland und Italien, die über die Pläne der 
spanischen Armeeführung informiert waren (und über ihre 
Quellen in beiden faschistischen Staaten auch die sowjeti-
sche Aufklärung), lieferten sofort Unterstützung, Waffen 
und Soldaten. Die Westmächte förderten dies unter dem 
Deckmantel der Nichteinmischung. Der Zweite Weltkrieg, 
lässt sich rückblickend sagen, begann nicht am 1. September 
1939, sondern in Wirklichkeit im Sommer und Herbst 1936. 
jW hat das Geschehen vor 80 Jahren zum Anlass für diese 
Beilage genommen. Von unseren Kollegen beim Dagbla-

det Arbejderen in Kopenhagen, Morning Star in London 
und der Zeitung vum Lëtzebuerger Vollek aus Luxemburg 
erhielten wir dazu Beiträge über die Unterstützung von 
Internationalisten ihrer Länder für die Spanische Republik 
und den Widerstand gegen Faschisten in ihren Ländern. 
Für jW befassen sich Peter Rau und Carmela Negrete mit 
der Haltung der europäischen Länder zu den Ereignissen 
und dem Umgang des heutigen spanischen Staates damit. 
Hingewiesen sei auch auf den Artikel Peter Raus über die 
Hilfe der Sowjetunion für die Republik, den jW am 18. Juli 
veröffentlichte.

Die UdSSR gibt es nicht mehr. Mit ihrem Untergang exi-
stierte kaum noch Widerstand gegen das kriegerische Wesen 
des Imperialismus, erst seit kurzem bildet sich eine interna-
tionale Staatenfront gegen die neokolonialen Feldzüge des 
Westens. Der Antikriegstag am heutigen 1. September wird 
daher mitten in einer Kriegszeit begangen. Im Mainstream 
von Politik, Medien und Öffentlichkeit der BRD wird den-
noch permanent das Gegenteil behauptet. »Wir leben seit 
Bestehen der Bundesrepublik im Frieden« ist die Floskel, 
die verbreitet wird.

Tatsächlich geht aber seit dem Anschluss der DDR 1990 
wieder Krieg von deutschem Boden aus. Es gelingt der hie-
sigen Propagandamaschinerie – in der für alle Feldzüge mit 
Bundeswehrbeteiligung zumeist sorgfältig das Wort Krieg 
vermieden wird – das aus den Köpfen vieler Menschen zu ver-
drängen. Erst recht gilt das für die verdeckte oder wenig sicht-
bare Teilnahme an den Angriffskriegen im Irak, in Libyen, 
Syrien oder in der Ukraine.

Und insbesondere wird das bei den Aggressionsplänen 
gegen Russland verschleiert, die auf dem NATO-Gipfel 
in Warschau Anfang Juli 2016 verabschiedet wurden. Die 
offizielle Wiederaufnahme der Abschreckungsdoktrin geht 
einher mit einer als »Modernisierung« bezeichneten Er-
neuerung der atomaren Bewaffnung des Paktes. So will der 
Westen die Verhältnisse in der Welt erneut wie vor über 
35  Jahren mit dem sogenannten NATO-Doppelbeschluss 
per Aufrüstung und Androhung kompletter Zerstörung be-
stimmen.

Zugleich spitzt sich auf den Schlachtfeldern der »Wertege-
meinschaft« die Konfrontation der Großmächte zu. Die Si-
tuation im Nahen und Mittleren Osten hat einen derartigen 
Grad an Unberechenbarkeit erreicht, dass jederzeit ein di-
rekter Zusammenstoß etwa zwischen Russland und den USA 
möglich ist. Ähnlich ist die Lage in der Ukraine. Wer die in 
Kiew Regierenden als Freunde hat, braucht keine Feinde 
mehr – das scheint sich selbst in NATO-Außenministerien 
herumzusprechen. Und auch der angebliche Bürgerkrieg in 
Syrien wurde wie seinerzeit in Spanien von Anfang an von 
außen gelenkt und geschürt. Insofern ist das, was vor 80 Jah-
ren begann, eine aktuelle Mahnung für die Gegenwart. Der 
Spanische Krieg war der Beginn einer die Welt umfassenden 
Katastrophe, die hätte verhindert werden können.

Von Anfang an waren die 

faschistischen Mächte am 

angeblichen Bürgerkrieg in 

Spanien beteiligt. Parallelen 

zur Gegenwart sind kein Zufall. 

Von Arnold Schölzel
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A
ls im Juli/August 1935 der 
VII.  Weltkongress der Kom-
munistischen Internationale 
seine Thesen zur Aktions-

einheit der Arbeiterbewegung und zur 
Volksfrontpolitik postulierte, sah es in der 
Welt noch lange nicht nach einer Ein-
heitsfront aller antifaschistischen Kräfte 
aus. Blicken wir einmal zurück auf jene 
Sommermonate: Rund 500 Delegierte mit 
beschließender und beratender Stimme 
vertraten in Moskau 65 Parteien mit rund 
vier Millionen Mitgliedern; doch lediglich 
26 dieser Parteien konnten seinerzeit legal 
agieren. Im Mittelpunkt der Beratungen 
stand das von Georgi Dimitroff gehalte-
ne Hauptreferat »Die Offensive des Fa-
schismus und die Aufgaben der Kommu-
nistischen Internationale im Kampf für 
die Einheit der Arbeiterklasse gegen den 
Faschismus«. Darin konstatierte er, dass 
die Arbeiterbewegung in einigen Ländern, 
so in Italien und Deutschland, nicht ver-
hindert hatte, dass der Faschismus – als 
offene terroristische Diktatur der reaktio-
närsten, am meisten chauvinistischen, am 
meisten imperialistischen Elemente des 
Finanzkapitals, wie es damals definiert 
wurde – seine barbarische, ja mörderische 
Herrschaft errichten bzw. festigen konnte. 
Der Weltimperialismus versuche, die Aus-
breitung der sozialistischen Idee durch 
den Abbau der bürgerlichen Demokratie 
und den Übergang zur offenen Diktatur 
aufzuhalten. Angesichts dessen sei eine 
Überprüfung der Generallinie der Komin-
tern und ihrer Parteien unerlässlich.

Dimitroff unterzog die bisher anzu-
treffenden sektiererischen und dogmati-
schen Tendenzen in der kommunistischen 
Weltbewegung einer scharfen Kritik und 
wies in seinem Referat nach, »dass die 
Herstellung der Einheitskampffront der 
Arbeiterklasse in der gegenwärtigen hi-
storischen Etappe die wichtigste, nächst-
liegende Aufgabe der internationalen Ar-
beiterbewegung ist«. Damit korrigierte 
der Generalsekretär des Exekutivkomitees 
der Komintern früher ausgegebene fal-
sche Losungen und Einschätzungen. Im 
Kampf gegen die reaktionärsten Kräfte 
des Imperialismus und Militarismus be-
stünde die wichtigste Aufgabe darin, die 
demokratischen Freiheiten und sozialen 
Rechte der Volksmassen zu verteidigen 
und eine breite antifaschistische Volks-
front zu schaffen.

Der italienische KP-Funktionär Pal-
miro Togliatti, der über die wachsende 
Gefahr eines imperialistischen Krieges 
referierte, die vor allem vom deutschen 
Faschismus ausgehe, warnte davor, dass 
ein militärischer Konflikt zwangsläufig 
auf einen Angriff gegen die Sowjetunion 
hinauslaufen werde. In diesem Zusam-
menhang verurteilte er insbesondere die 
Politik der USA und Großbritanniens, die 
mit ihrem blinden Hass gegen den So-
zialismus und die UdSSR die Kriegsvor-

bereitungen des deutschen, italienischen 
und japanischen Imperialismus unterstüt-
zen würden.

Parteigänger der Reaktion

Rechte Reaktionen auf diese Kampfan-
sagen von links ließen nicht lange auf 
sich warten, zumal sich vielfach bereits 
profaschistische Regimes etabliert hat-
ten. Im November 1936 verabredeten 
Deutschland und Japan einen »Antikom-

internpakt«, dem sich im folgenden Jahr 
auch Italien anschloss. Mit Franco-Spa-
nien und Ungarn (1939) sowie Bulgarien, 
Finnland bzw. Rumänien und den von 
Deutschland besetzten Staaten Däne-
mark, Kroatien und Slowakei folgten 1941 
weitere Länder.

Betrachtet und bewertet man die Si-
tuation in der Welt zu jener Zeit, lässt sich 
festhalten: Dem aufkommenden bzw. be-
reits etablierten Faschismus hatte die soge-
nannte internationale Staatengemeinschaft 

Front kontra Volksfront
Die »Nichteinmischung« war vor acht Jahrzehnten nicht die einzige Verschwörung gegen die 

Spanische Republik. Von Peter Rau

Als unverblümte 

Kriegserklärung an die 

Volksfront schickten 

Deutschland und Italien 

nach Zehntausenden 

zählende Soldaten und 

Waffenlieferungen über 

Hunderte Millionen 

Reichsmark (hier die 

Ju 52 im Kampfeinsatz 

über Spanien, 1936)
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nichts Entscheidendes entgegenzusetzen. 
Namentlich Italien, dessen seit 1922 re-
gierende faschistische Führung nach der 
Eroberung großer Teile Libyens mit der 
1935 begonnenen Annexion Äthiopiens 
vollendete Tatsachen schuf und weitere 
Kriegsgefahr signalisierte, brüskierte ein 
ums andere Mal die Welt. Nicht anders 
Hitlerdeutschland, das mit massiver Auf-
rüstung seine durch den Versailler Ver-
trag von 1919 begrenzten Streitkräfte auf 
Kriegsstärke brachte und davon – wie auch 
Mussolini – einen nicht unerheblichen Teil 
den Kumpanen in Spanien zur Verfügung 
stellte. Selbst im Fernen Osten rüstete Ja-
pan nach der Besetzung von Nordostchina 
zur Eroberung weiterer Gebiete. Diese 
Beispiele regten auch anderenorts die Par-
teigänger der extremen Rechten an. Die 
Regimes in Bulgarien, Rumänien, Polen, 
Ungarn oder Österreich nahmen immer 
stärker faschistische Züge an.

Das hatte nicht zuletzt mit der inneren 
Verfasstheit jener Länder zu tun, die sich 
demokratisch nannten bzw. vorgaben, es 
zu sein. Bis auf wenige Ausnahmen re-
gierten da Kräfte, die nicht eben volks-
frontfreundlich gesinnt waren. Selbst so-
zialdemokratisch geführte Regierungen 
konnten ihre antikommunistischen Vor-
urteile, die zudem von der bürgerlichen 
Presse nach Leibeskräften geschürt wur-
den, nicht überwinden. Bezogen auf den 
Krieg in Spanien haben viele der hier 
genannten Länder allerdings bisher kaum 
im Fokus der öffentlichen Wahrnehmung 
gestanden. Zu nennen wären da neben 
den schon erwähnten Balkanländern Grie-
chenland und Jugoslawien auch die nord-
europäischen Staaten Norwegen, Schwe-
den, Dänemark und Finnland sowie die 
Benelux-Länder oder Portugal.

In Bulgarien verbot die Regierung nicht 
nur den Export und den Transit von Waf-
fen nach Spanien, sondern stellte jeden 
Handel mit der Spanischen Republik ein. 
Obwohl die diplomatischen Beziehungen 
zu Madrid nach außen hin fortgesetzt 
wurden, gestattete Sofia einem Vertreter 
der Meuterer nicht nur die Anwesenheit 
in Bulgarien, sondern garantierte auch 
dessen Handlungsfreiheit.

In Jugoslawien, als Königreich erst 1918 
aus der Erbmasse der Doppelmonarchie 
Österreich-Ungarn mit 16 Sprachgemein-
schaften und vier Religionen hervorge-
gangen, orientierte sich die antisowjetisch 
eingestellte Regierung von Milan Stojadi-
novic (1935–1939) auf Deutschland und 
Italien. Sie verfolgte alle Staatsbürger, 
die ihre Solidarität mit der Spanischen 
Republik bekundeten. Der Beitritt Jugo-
slawiens zum Antikominternpakt schei-
terte indes im Jahr 1941 am massenhaften 
Widerstand im Vielvölkerstaat – und wur-
de umgehend mit dem Einfall der Wehr-
macht im Balkanland bestraft.

Griechenland war nach einem gut zehn-
jährigen republikanischen Zwischenspiel 
und mehreren Staatsstreichen seit 1935 
unter Georg II. wieder Königreich. Im 
Jahr darauf wurde die monarchofaschisti-
sche Diktatur von General Ioannis Meta-
xas errichtet, die u. a. ein totales Parteien-
verbot verfügte. Nachdem Athen einen 
sowjetischen Vorschlag für ein regionales 
System kollektiver Sicherheit rundweg 
abgelehnt hatte, wurde das Land Opfer 
italienischer bzw. deutscher Truppen.

Von Polen bis Portugal

Seit der Wiedererlangung der staatlichen 
Unabhängigkeit 1918 und der Interven-
tion gegen Sowjetrussland zwischen 1919 
und 1921 wurde Polen mehr und mehr zu 
einem Objekt des ausländischen Mono-
polkapitals. Nach 1926, dem Staatsstreich 
von Jozef Pilsudski, der das Land dik-
tatorisch regierte, strebte die Regierung 
in Warschau ab 1934 eine enge Zusam-
menarbeit mit Nazideutschland an. So 
nahm es auch nicht wunder, dass sich alle 
reaktionären und profaschistischen Kräfte 
bis hin zum katholischen Klerus und der 
chauvinistischen Nationalpartei auf die 
Seite der Aufrührer in Spanien stellten. 
Im Gebäude der polnischen Botschaft in 
Madrid fanden 140 monarchistische und 
faschistische Politiker nebst ihren Famili-
enangehörigen monatelang Unterschlupf. 
In Warschau war halboffiziell eine Ver-
tretung des Franco-Regimes, geleitet 
vom ehemaligen spanischen Gesandten 
Francisco Serrata, am Werk. Zudem er-
laubte Polen den Putschisten den Ankauf 
polnischer bzw. ausländischer Waffen 
und deren Transit über die Häfen von 
Gdansk (Danzig) und Gdynia, während 
andererseits Antifaschisten daran gehin-
dert wurden, das Land Richtung Spanien 
zu verlassen.

In Österreich waren nach dem anti-
faschistischen Februaraufstand 1934 von 
Kanzler Engelbert Dollfuß und seinem 
Nachfolger Kurt Schuschnigg die letzten 
Reste der Demokratie zertrümmert wor-
den. So ergriff das bürgerlich geprägte 
Land im Zeichen des Austrofaschismus 
nicht nur verbal Partei für die Aufrührer 
in Spanien. Schon lange bevor Österreich 
nach dem im März 1938 erfolgten »An-
schluss« an Hitlerdeutschland »gleich-
geschaltet« war, hatten dort ansässige 
Firmen Waffen und Munition an die Put-
schisten geliefert und die Rekrutierung 
von Österreichern für Francos Truppen 
gefördert.

Da Ungarn unter der Diktatur des Ad-
mirals und Reichsverwesers Miklos Hor-
thy das Konzept eines »völkischen« Na-
tionalismus verfolgte, sich aber allein zu 
schwach für eine revisionistische Politik 
hielt, suchte und fand es gewichtige Ver-

bündete im faschistischen Italien, im aus-
trofaschistischen Österreich und schließ-
lich im Deutschen Reich, an dessen Seite 
es sich auch am Überfall der Wehrmacht 
auf Jugoslawien und die Sowjetunion be-
teiligte.

Als in Norwegen 1933 die soeben ge-
gründete »Nasjonal Samling«, die »Na-
tionale Vereinigung«, des ehemaligen 
Verteidigungsministers Vidkun Quisling 
an die Öffentlichkeit trat, war das ein Zei-
chen dafür, dass in dem skandinavischen 
Land gefährliche faschistische Kräfte 
erstarkt waren. Die sozialdemokratisch 
geführte Regierung Norwegens, die 1935 
die Geschäfte von der bisher amtierenden 
Bauernpartei übernommen hatte, konnte 
sich wie ihre Bruderparteien in anderen 
Ländern nicht zu einer Politik entschlie-

ßen, die auf eine Absage an die soge-
nannte Nichteinmischung hinausgelaufen 
wäre.

In den 30er Jahren des vorigen Jahr-
hunderts ähnelte Finnland eher einem 
faschistischen denn einem bürgerlich-
demokratisch regierten Land. Die revolu-
tionäre Gewerkschaftszentrale mit ihren 
100.000 Mitgliedern war 1932 aufgelöst 
worden, die KP konnte seit ihrer Gründung 
1918 nur illegal tätig werden. Die Ausreise 
in das republikanische Spanien war unter 
dem Vorwand einer vermeintlichen Neu-
tralität verboten; Verstöße dagegen galten 
als »Vorbereitung zum Hochverrat«.

Erst die Versorgung der Franco-Trup-
pen mit schwerem Nachschub über Lis-
sabon und andere portugiesische Häfen 
versetzte die Franco-Truppen 1936 in 
die Lage, auf Madrid zu marschieren. 
Im westlichen Nachbarland Spaniens exi-
stierte seit 1926 ein autoritäres Militärre-
gime, seit 1932 regierte Antonio de Olivei-
ra Salazar als Diktator. Im Spanienkrieg 
stellten Salazar und sein Regime sich klar 
auf die Seite der Putschisten, die von den 
Nachbarn umfangreiche materielle und 
logistische Unterstützung erfuhren.

Erfinder der »Non-Intervention«

Last but not least ist von Frankreich, Groß-
britannien und den USA zu reden, die sei-
nerzeit zweifellos die Hauptländer des Im-
perialismus waren. Namentlich Frankreich 
war ja eigentlich dafür prädestiniert, der 
Spanischen Republik zur Seite zu stehen, 
wurde es doch seit Mai 1936 ebenfalls von 

einer Volksfront geführt. Doch der Sozia-
list Léon Blum, Chef einer von der FKP 
tolerierten Koalition mit der Radikalen Par-
tei, vermochte nicht, seine Mehrheit von 
337 gegenüber 222 Stimmen auf Dauer zu 
behaupten. Unter dem Druck der Bour-
geoisie unternahm Frankreich z. B. nichts, 
als Hitlertruppen 1936 die entmilitarisierte 
Rheinzone besetzten oder die profaschi-
stischen »Cagoulards«, die »Feuerkreuz-
ler« und andere rechte Geheimbünde ihr 
Unwesen trieben. Obwohl man an vorher 
vereinbarte Verträge über Waffenexporte 
nach Spanien gebunden war, legte Blum 
sich wenige Tage nach dem Putsch auf eine 
strikte Neutralität fest. Schon am 23. Juli 
hatte er das in London mit führenden Kon-
servativen erörtert und deren Forderungen 
akzeptiert, die für eine Verständigung mit 

Deutschland und Italien waren. So musste 
er zur Kenntnis nehmen, dass die briti-
sche Regierung unter Stanley Baldwin, die 
letztlich auf Francos Seite stand, keinerlei 
Einmischung in den spanischen Konflikt 
wollte.

Eine Woche später schlug Blum den 
anderen Staaten Europas vor, gegenüber 
Spanien das Prinzip der Nichteinmischung 
anzuwenden. Am 9. September trat das 
»Non-Intervention-Committee« in London 
zu seiner ersten Sitzung zusammen. Ihm 
gehörten 27 Staaten Europas an, inklusive 
der Sowjetunion, Deutschland und Italien. 
Die USA gehörten zwar nicht dazu, er-
klärten sich aber ebenfalls für neutral. Ihre 
»Neutralität« ging zwar so weit, dass Rei-
sende nach Europa in ihre Pässe den Ver-
merk »Nicht gültig für Spanien« gestem-
pelt bekamen, aber sie führte nicht etwa 
dazu, dass US-Konzernen Geschäfte mit 
den Putschisten untersagt worden wären.

Erkennbar waren so in der Regierungs-
politik aller drei genannten Länder die 
Klasseninteressen der Bourgeoisie: ihr ex-
tremer Antikommunismus, ihr Hass auf 
den Sozialismus, die Furcht vor einem Er-
starken der Demokratie. Außerdem waren 
sich die bürgerlichen Kabinette einig im 
Bestreben, Deutschland als Rammbock ge-
gen die Sowjetunion auszunutzen. Sowohl 
Frankreich als auch Großbritannien selbst 
luden Deutschland und Italien zur »Nicht-
einmischung« ein und ließen sie etwa bei 
der Blockade der Seewege nach Spanien 
gewähren. Das spricht mehr als alles an-
dere für die wahren Intentionen der »Non-
Interventen«.

Ein Schweizer 
kämpft gegen Franco
Hans Hutters Spanien im Herzen ist das Ver-

mächtnis eines partei-ungebundenen Antifa-

schisten, der 1936 bis 1938 auf der republikani-

schen Seite im Spanischen Bürgerkrieg kämpfte 

und dafür nach seiner Rückkehr in die Schweiz 

mit Gefängnis bestraft wurde. Aber es ist mehr 

als ein Bericht über jene Ereignisse, welche die 

europäische Geschichte so nachhaltig prägten. 

Es ist auch ein Buch über 

Spanien und zeugt in leben-

diger Weise von der großen 

Zuneigung, die der Autor für 

dieses Land entwickelt hat. 

Aufarbeitung 
der Vergangenheit
Der franquistische Terror in Spanien während 

und nach dem Bürgerkrieg ist erst in den 

 letzten Jahren in seinem ganzen Ausmaß 

 bekannt geworden. Die Gräben, die in der 

 Vergangenheit aufgerissen wurden, entzweien 

bis heute die Gesellschaft und spiegeln sich in 

vielen aktuellen politischen Debatten wider.

Schreiben gegen 
den Faschismus
Eine große literarische Anthologie zum 

 Spanischen Bürgerkrieg. Mit 46 Erzählungen 

und Romanauszügen vergessener oder ver-

schollener Autorinnen sowie unbekannten 

 Prosastücken weltberühmter Schriftsteller. 

Texte unter anderem von: Anna Seghers,  

Erika Mann, Joseph Roth, Arthur Koestler, Ernst 

Toller, Egon Erwin Kisch. 

 Erich Hackl hat die Texte zu 

einer einzigen großen, viel-

stimmigen Erzählung zusam-

mengestellt.

Hans Hutter
Spanien im Herzen

Ein Schweizer im spanischen 
 Bürgerkrieg

354 Seiten, Broschur, 1996
978-3-85869-694-6, Euro 24,–

Georg Pichler
Gegenwart der Vergangenheit

Die Kontroverse um Bürgerkrieg 
und Diktatur in Spanien

336 Seiten, Klappenbroschur, 2013
978-3-85869-476-8, Euro 25,–

Erich Hackl (Hg.)
So weit uns Spaniens Hoffnung trug

Erzählungen und Berichte aus dem 
Spanischen Bürgerkrieg

400 Seiten, gebunden, 2016
978-3-85869-686-1, Euro 25,– R
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Erst die Versorgung mit schwerem Nachschub 

über Lissabon und andere portugiesische Häfen 

versetzte die Franco-Truppen 1936 in die Lage, 

auf Madrid zu marschieren. 
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Z
wischen 1936 und 1939 kämpf-
ten im Spanischen Bürgerkrieg 
zwischen 500 und 550 Dänen 
als Freiwillige auf der Seite der 

Republik. Zu Beginn machten sie sich 
einzeln auf den Weg, aber ab November 
1936 rekrutierte die Dänische Kommu-
nistische Partei (DKP) Freiwillige und 
organisierte ihre Anreise.

Von 219 Freiwilligen existieren Auf-
zeichnungen über Termine und Routen ih-
rer Reisen nach Spanien. Die meisten von 
ihnen machten sich im Winter 1936/37 auf 
den Weg, bevor die Regierung die Teil-
nahme von Freiwilligen am Spanischen 
Bürgerkrieg zu einer Straftat erklärte.

95 Prozent der dänischen Spanien-
kämpfer waren Arbeiter. Die Hälfte davon 
waren ungelernte Arbeiter und Seeleute. 
Fast die Hälfte von ihnen waren Mitglie-
der der DKP oder der Jungen Kommuni-
sten (DKU).

Verschiedene Quellen nennen unter-
schiedliche Opferzahlen. Zwischen 135 
und 170 Dänen sollen auf dem Schlacht-
feld gefallen sein. Zusätzlich starben noch 
etwa 70 an Krankheiten. Die meisten 
Überlebenden kehrten 1938 nach Däne-
mark zurück.

Sie wurden nicht angeklagt, aber die 
Behörden registrierten sie. Für einige hat-
te das fatale Folgen, als sie sich zwischen 
1940 und 1945 der Widerstandsbewegung 
gegen die deutsche Besatzungsmacht der 
Nazis anschlossen, weil die dänische Poli-
zei die Namenslisten der Registrierten an 
die Deutschen weitergab.

Für die heimkehrenden Freiwilligen 
gab es keine offizielle Begrüßungszere-
monie, doch für viele Dänen waren sie 
Helden. Es gibt Berichte, dass eine Grup-
pe von Freiwilligen in Kopenhagen von 
einer jubelnden Menge von etwa 25.000 
bis 30.000 Menschen empfangen wurde.

Drei Brüder und ein Freund

In den Reihen der »Centuria Thälmann«, 
die die im September 1936 in Barcelona 
als eine der ersten aus ausländischen Frei-
willigen bestehenden militärischen Ein-
heiten aufgestellt wurde, waren auch drei 
dänische Brüder, Harald, Kai und Aage 
Nielsen, sowie ihr Freund Hans Petersen.

Monate vor den Ereignissen in Barce-
lona hatten Kai und Hans während einer 
Pause in der Fabrik, in der sie arbeiteten, 
in einer dänischen kommunistischen Zei-
tung über den Ausbruch des Bürgerkriegs 
gelesen. Aufgewühlt durch die Schrecken, 
die der faschistische Militärputsch ver-
breitete, hielten es beide für viel sinnvol-
ler, nach Spanien zu gehen, um die Volks-
front »Frente Popular« zu unterstützen, 
als weiter Gussstücke zu formen. Kais 
Brüder schlossen sich dem Plan sofort 
an. Ihre Mutter war nicht begeistert von 
ihrem Plan und drohte damit, die Polizei 
zu rufen; ihr Vater jedoch, ein alter Syn-
dikalist, schaffte es, sie zu beruhigen, in-
dem er sagte: »Lass sie gehen. Sie werden 
sowieso nicht weit kommen.« In den frü-
hen Morgenstunden des 22. August 1936 
schwangen sich die drei Nielsen-Brüder 
zusammen mit Hans Petersen auf ihre 
Fahrräder und verließen ihr bescheidenes 
Arbeiterviertel in Kopenhagen.

Die ersten Interbrigadisten

Auf ihrer Reise durch Europa schrieben 
die drei Brüder fleißig Briefe an ihre Fa-
milien. Ihre Korrespondenz zeichnet sich 
durch einen leicht naiven Unterton ange-
sichts ihrer Begegnung mit dem Gespenst 
des europäischen Faschismus aus. Die 
Briefe sind fast vollständig erhalten, und 
man gewinnt durch sie einen faszinieren-
den Einblick, wie sich drei gewöhnliche 
Jungen in einer außergewöhnlichen Situa-
tion zurechtfanden.

Nach vielen Schwierigkeiten und ei-
ner zufälligen Fahrt mit Durrutis1 Zug 
erreichten die drei Brüder Anfang Sep-
tember 1936 die Außenbezirke von Bar-

celona. Hier kamen sie bald in Kontakt 
mit Hans Beimler und den ersten deut-
schen Freiwilligen. In der Kaserne »Car-
los Marx« erhielten sie ihre militärische 
Grundausbildung.

Auf dem Weg in die Schlacht

Nach ein paar Wochen waren die deutsch-
sprachigen und die skandinavischen Frei-
willigen der »Centuria Thälmann« bereit, 
sich an die Front zu begeben. Die vier 
Dänen trugen als Uniform den »Mono«, 
einen blauen Overall zusammen mit 
einem roten Halstuch. Die Brüder und 
Hans Petersen wurden einem Maschi-
nengewehrtrupp zugeteilt, der aus neun 
Männern unter dem Kommando eines 
deutschen Weltkriegsveteranen namens 
Philip bestand. Der Trupp verfügte nur 
über ein einziges französisches Hotch-
kiss-Maschinengewehr, weil die moder-
neren sowjetischen Waffen die Front noch 
nicht erreicht hatten. Das Maschinenge-
wehr war schwer, und es hatte häufig Aus-
setzer beim Schießen. Harald verstand 
sich bald gut darauf, die Waffe ausein-
anderzunehmen und zu reparieren, wenn 
sie nicht mehr funktionierte. Sie wurden 
auch mit selbstgemachten Handgranaten 
ausgerüstet, die asturische Bergarbeiter 
hergestellt hatten. Sie bestanden aus einer 
Dynamitladung mit einer Schnur und ei-
nem Bleigewicht am Ende, die abgezogen 
werden musste, damit das Dynamit ex-
plodierte. Diese Dynamitladungen waren 
1934 während des asturischen Bergarbei-
teraufstands verwendet und damals »Ar-
tillerie der Revolution« genannt worden.

Feuertaufe

Am 1. Oktober brach die »Centuria Thäl-
mann« zur Front nach Aragon auf. Die 
Freiwilligen wurden als Stoßtruppen ein-
gesetzt, um den spanischen Milizen den 
Weg zu bereiten, die nachsetzten, sobald 

die faschistischen Truppen zurückgewor-
fen wurden. Die »Centuria Thälmann« 
bezog zuerst Stellung bei der Belagerung 
der Stadt Huesca, die von den Faschisten 
kontrolliert wurde. Zwei Wochen später 
wurde die Einheit 70 Kilometer südlich in 
die Stadt Zaragoza verlegt und anschlie-
ßend nach Tardienta ein wenig südlich 
von Huesca. Hier hatten sie den Auftrag, 
die Kapelle Santa Quiteria zurückzuer-
obern, die in den Hügeln liegt mit guter 
Sicht nach Westen auf die nähere Um-
gebung. Francos marokkanische Söldner 
verteidigten die Kapelle.

In der Nacht zum 20. Oktober wurde 
der Hauptangriff geführt. Die marokka-
nischen Truppen hatten sich ringsherum 
in den Hügeln eingegraben, und Harald 
erklärt, dass sie die Söldner aus ihren un-
terirdischen Stellungen vertrieben, indem 
sie Granaten in die Erdlöcher warfen. »Es 
kamen Arme und Beine von dort unten 
hochgeflogen, bis die Söldner am Ende 
mit erhobenen Armen herausgestürmt ka-
men.« Es war eine blutige Feuertaufe, und 
die Kämpfe dauerten vom frühen Abend 
bis zum Morgengrauen.

Schwere Verluste

Harald hatte seinen Wehrdienst in Däne-
mark in einer Maschinengewehrkompa-
nie abgeleistet, und weil er der einzige 
mit militärischer Erfahrung war, wurde 
er bei den Angriffen als erster Schütze 
eingesetzt. Das Hotchkiss-Maschinenge-
wehr war auf ein Dreibeinstativ montiert, 
weil es aber dadurch hoch stand, war der 
Schütze relativ ungeschützt. Philip, der 
Anführer ihres Trupps, bediente das Ma-
schinengewehr als erster. Kaum dass er 
die Waffe übernommen hatte, wurde er 
von einem in Italien hergestellten Pro-
jektil getroffen. Harald erinnert sich sehr 
deutlich an diese heftige Erfahrung: »Da 
war nur ein winziges Loch im Bauch, 
aber von seinem Rücken war fast nichts 

mehr da.« Harald trat an Philips Stelle, 
aber die Waffe hatte wieder Aussetzer, 
so dass er sie vom Stativ nahm, um sie zu 
reparieren. Da traf ein weiterer Schuss 
die Waffe, doch wie durch ein Wunder 
prallte die Kugel so ab, dass Harald nur 
von Splittern an seiner Hand getroffen 
wurde. Daraufhin richtete Kai das Ma-
schinengewehr wieder her und setzte das 
Feuer fort.

Am nächsten Morgen, als die spani-
schen Milizen anrückten, um die Stel-
lung zu übernehmen, und die »Centuria 
Thälmann« sich zurückzog, waren von 
den 120 Mann der großartigen Centuria 
nur noch 65 übrig. Der Rest war entwe-
der tot oder schwer verletzt.

La bandera del sangre

Die katalanische Regionalregierung war 
auf den Kampfeinsatz in den Hügeln na-
he Tardienta aufmerksam geworden, und 
so wurde die »Centuria Thälmann« mit 
dem Ehrenbanner »La bandera del sang-
re« ausgezeichnet, dem »Banner des Blu-
tes«. Auch die dänischen Brüder erregten 
Aufmerksamkeit, und so wurde Aage, der 
jüngste der drei, dazu auserwählt, das 
Banner während einer Feierstunde am 
27.  Oktober entgegenzunehmen. Dabei 
wurden sie alle dafür geehrt, »während 
des Angriffs und bei der Verteidigung 
der Kapelle auf dem Hügel bis zur letzten 
Minute mit ihren Maschinengewehren die 
größte Tapferkeit gezeigt und die kostba-
ren Waffen sicher nach Hause gebracht zu 
haben«.

Journalisten und Filmreporter hatten 
die Zeremonie aufmerksam verfolgt, und 
so konnte man Aage wenige Monate spä-
ter mit dem »Banner des Blutes« in den 
Nachrichtenbeiträgen der dänischen Ki-
nowochenschau sehen.

Übersetzung aus dem Englischen von 

Jürgen Heiser

Begegnungen mit 
dem Gespenst
Verfolgt, bedrängt, gefeiert: Dänische Kämpfer in den Internationalen 

Brigaden. Von Albert Scherfig

Albert Scherfig ist Histo-

riker und Lektor der dä-

nischen Verlagskoope-

rative Nemo Publishing 

(Forlaget Nemo). 2014 

schrieb er das Buch »Die 

Gebrüder Nielsen – Brie-

fe aus dem Spanischen 

Bürgerkrieg« (»Brødre-

ne Nielsen – Breve fra 

Den Spanske Borgerkrig) 

über den Kampf der drei 

Brüder während des 

Spanischen Bürgerkriegs 

(1936–1939) und unter 

der Nazibesatzung Dä-

nemarks (1940–45). 

1 Buenaventura Durruti Dumange 

(1896–1936) war ein spanischer 

Anarchosyndikalist und Führer ei-

ner republikanischen Eliteeinheit; 
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E
rstaunlich, dass bereits 80 Jah-
re vergangen sein sollen, seit 
die »Battle of Cable Street« 
(»Schlacht in der Cable Street«) 

gegen Oswald Mosleys (1896–1980) »Bri-
tish Union of Fascists« (BUF) auf den 
Straßen des Londoner East End stattfand. 
Von der Generation derjenigen, die dort 
am Sonntag, dem 4. Oktober 1936, gegen 
die Faschisten in die Schlacht zogen und 
die Oberhand gewannen, wird wohl kaum 
noch jemand leben. So wird die Erinnerung 
diffuser, aber aus den Ereignissen können 
weiter Lehren gezogen werden. 

 Nur wenigen, die in der Gegend leben, 
oder der ehemals dort Ansässigen ist die-
se Auseinandersetzung unbekannt. Meine 
Mutter servierte an diesem Tag im Nachbar-
schafts- und Bildungszentrum Toynbee Hall 
örtlichen Honoratioren Tee, unter anderem 
auch dem Labour-Parlamentsmitglied Cle-
ment Attlee (1883–1967, von 1945 bis 1951 
britischer Premierminister,  jW ). Mein Vater 
gehörte zu einer örtlichen Gruppe von Rin-
gern, Boxern und Gewichthebern, die jeden 
Tag gegen die Mosley-Faschisten auf den 
Straßen kämpften und zu entschiedenem 
Widerstand entschlossen waren. 

 Vormarsch des Faschismus 

 Niemand konnte ahnen, dass dieser Tag 
zu einem Wendepunkt in der britischen 
Geschichte werden würde. Die Menschen 
taten einfach, was getan werden musste. 
Und genau das ist die Lehre, die sie wei-
tergaben: Entweder du handelst, oder die 
Geschichte rollt über dich hinweg. Mutter 
war als Teenager 1933 aus Deutschland ge-
flüchtet. Für Vater, seine Kumpel und die 
Leute aus seinem Viertel begann der Krieg 
wahrscheinlich mit diesem Kampf in der 
Cable Street und hörte für ihn erst auf, als er 
in Tobruk, El-Alamein und in der Norman-
die gekämpft hatte und neun Jahre später in 
Berlin einmarschierte. 

 Die Cable Street war und ist eine der 
Hauptverkehrsadern, die sich durch den 
Kern Ostlondons erstreckt. Mehr als eine 
Million Menschen lebten dort, eingepfercht 
in Wohnungen, für die sie Wucherpreise 
an Miethaie zahlten, und beschäftigt in 
Ausbeuterbetrieben unter oftmals gefähr-
lichen und unhygienischen Bedingungen. 
Doch die Gegend war auch ein kulturelles 
Zentrum, in der englische Arbeiter mit Ein-
wanderern zusammenlebten. Das heutige 
Stadtbild wurde größtenteils in dieser Zeit 
geprägt, und auch in Bezug auf die Armut 
hat sich seitdem kaum etwas verändert. Das 
East End beherbergte die älteste chinesi-
sche Einwanderergemeinde der westlichen 
Welt, daneben waren die Iren nach 1840 in 
größerer Zahl gekommen, gefolgt von ost-
europäischen Juden gegen Ende des Jahr-
hunderts. 

 In den Mietskasernen war die von ihren 
Konventionen und Erinnerungen an den Er-
sten Weltkrieg, an Grippe- und Tuberkulo-
seepidemien geprägte ältere Generation mit 
einer neuen jüngeren zusammengedrängt, 
die sich in Gewerkschaften und Mieterver-
einen organisierte und sogar über »tren-
nende Grenzen« hinweg heiratete. Frauen, 
die in beträchtlicher Zahl vor allem in den 
Textil-, Munitions- und Rüstungsbetrieben 
das lokale Arbeitsheer verstärkten, wurden 
zu einer wichtigen Kraft. Um die Zeit der 
Kämpfe in der Cable Street war die Erinne-
rung an die Suffragetten noch sehr lebendig. 

 Aber alles war damals bestimmt vom 
ideologischen Kampf und dem scheinbar 
unaufhaltsamen Vormarsch des Faschismus 
auf die britische Insel. Nur die Linke be-
griff jedoch, dass die Faschisten absichtlich 

Richtung Osten gelenkt wurden. Die briti-
sche herrschende Klasse war recht sorglos, 
was Hitler und Mussolini betraf, solange 
die beiden nach Osten schauten. Während 
die Regierung des konservativen Premier-
ministers Stanley Baldwin (1867–1947, drit-
te Amszeit als Premier 1935 bis 1937,  jW ) 
die UdSSR isolieren wollte, bewirkte ihre 
Politik das für Großbritannien. 

 Beim Sieg über Hitler kam der britischen 
Bevölkerung eine entscheidende Rolle zu. 
Im Mittelpunkt der großen Kriegsanstren-
gungen standen die Bewohner des Londo-
ner East End. Ihren ersten Eindruck von 
einem faschistischen Angriff bekamen sie 
nicht erst 1939, sondern durch Mosleys 
Ankündigung, er wolle dem »Sägemehl-
Cäsar« (Titel eines Buches über Mussolini 
aus dem Jahr 1935, Autor war der Journalist 
George Seldes, 1890–1995,  jW ) mit sei-
nem Marsch auf Rom nacheifern. Mosleys 
erklärtes Ziel war es, einen Keil durch den 
Stadtteil zu treiben. 

Strategisches Ziel 

Der geplante Marsch war mehr als die tag-
täglichen Überfälle und Scharmützel. Mos-
ley wollte im Londoner Osten die Oberhand 
gewinnen. Einige Bewohner verehrten ihn 
zwar, aber andere mussten erst noch dazu ge-
bracht werden, seine »Schwarzhemden« zu 
unterstützen. Außerdem würde sich ein Er-
folg auch im Ausland als Sieg »verkaufen« 
lassen. Denn vor allem Mussolinis faschisti-
sches Italien finanzierte Mosleys BUF. 

 Für seinen Marsch wählte Mosley einen 
Termin, von dem er wusste, dass er den 
Kern der organisierten antifaschistischen 
Opposition – die Kommunisten und die 
Jugend – auf dem falschen Fuß erwischen 
würde. Die hatten nämlich geplant, an die-
sem Tag an anderer Stelle im Zentrum Lon-
dons für die Unterstützung der Völker Spa-
niens zu demonstrieren. Aber die Antwort 
auf Mosleys Manöver war großartig, gut 
organisiert und sehr diszipliniert. Die Kom-
munisten und ihre Verbündeten, darunter 
Kriegsveteranen, riefen die Anhänger des 
republikanischen Spanien auf, ihre Demon-
stration in das Gebiet um Gardiner’s Corner 
und Cable Street zu verlegen. Zur Mobi-
lisierung verwendeten sie die Parole »No 

Pasarán«, die zum ersten Mal am 18.  Juli 
1936 erschallt war, als Francos Marsch auf 
Madrid gestoppt wurde. 

 Zur Mobilisierung wurden in den Stra-
ßen Parolen gemalt und abends mit Plaka-
taktionen um die Aldgate-U-Bahn-Station 
herum Leute informiert, die von der Arbeit 
nach Hause fuhren. Kino- und Musikveran-
staltungen wurden durch Ankündigungen 
unterbrochen. Das Ziel war simpel und von 
allen zu verstehen: Mosleys Marsch sollte 
trotz Tausender Polizisten, die ihn eskor-
tierten, verhindert werden. 

 Allein die schiere Menge von etwa 
100.000 Gegnern zwang die Faschisten zu 
einem demütigenden Rückzug. Mosleys 
Hass auf die Gewerkschaften machte es 
ihm unmöglich, eine Arbeiterklasse für sich 
zu gewinnen, die sich seit Generationen in 
ihnen selbst organisiert hatte. Am Ende des 
Tages war seine Spielart des »Faschismus« 
als »neues politisches« Gesicht der alten 
Klassenherrschaft entlarvt. Seine ersten 

Wahlkandidaten waren ein adliger Ritter, 
eine Lady, zwei Vizeadmiräle, ein Oberst-
leutnant und ein Generalmajor. Soviel zur 
neuen radikalen »Arbeiterpartei« BUF. 

 Sie wurde außerdem als Import angese-
hen. Mosleys Freundschaft mit  Stürmer -
Herausgeber Julius Streicher, der 1945 
wegen Völkermordes in Nürnberg gehenkt 
wurde, seine Trauung 1936 im Haus von Jo-
seph Goebbels mit Hitler als Festgast, halfen 
ihm nicht gerade. Mosley hatte endgültig 
verloren, als er einen Tag nach der Schlacht 
im East End nach Deutschland flog, um den 
Reichspropagandaminister zu treffen. 

 Auch 80 Jahre danach geht von die-
sen Ereignissen eine Inspiration aus. Am 
Sonntag, dem 9. Oktober, wird ein Ge-
denkmarsch stattfinden. Britische und aus-
ländische Gäste sind zur Teilnahme an ihm 
und an einer Reihe von Veranstaltungen 
eingeladen. 
  Übersetzung aus dem Englischen: 

Jürgen Heiser   

 Der Designer und 

Schriftsteller Phil Katz 

ist Autor einer Reihe von 

Büchern, u. a. »Freedom 

From Tyranny« (Manife-

sto Press) und »Thinking 

Hands – The Theory 

of Labour in William 

Morris« (Hetherington 

Press).  

 Weitere Informationen: 

 www.cablestreet80.

org.uk   

 Gedenkmarsch: 

9. Oktober, Aufstellung 

um 12 Uhr im Altab Ali 

Park, Whitechapel Road, 

London E1; Abschluss-

kundgebung im Park 

St George’s Gardens, 

Cable Street  

 Ausstellung: »The Battle 

Of Cable Street«, Idea 

Store, Watney Market, 

260 Commercial Road E1 

2FB, vom 28. September 

bis 18. Oktober, geöffnet 

von Montag bis Samstag 

von 9 bis 18 Uhr (zusätz-

liche Öffnungszeiten 

nach Marsch und Kund-

gebung am 9. Oktober). 

Die Ausstellung wird ver-

anstaltet von der »Cable 

Street Group«.  

 Die dramatischen Er-

eignisse des 4. Oktober 

1936 zeigt ein großes 

Wandgemälde am alten 

Rathaus von St George’s 

auf der Cable Street, das 

während des Marschs 

passiert wird. 

5

Die Schlacht im East End
Am 4. Oktober 1936 wurden die britischen Faschisten aus dem Londoner Arbeiterviertel 

 vertrieben. An diesen Wendepunkt der Geschichte wird demnächst erinnert . Von   Phil Katz 

London, Cable Street, 

4. Oktober 1936: Polizei 

geht an einer Barrikade 

gegen Antifaschisten vor
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n Artikel 1 der Gesetzesvorlage »zum 
Schutz der politischen und sozialen 
Ordnung«, die Luxemburgs Regie-
rungschef Joseph Bech am 2. Mai 1935 

in der Abgeordnetenkammer deponiert hat-
te, hieß es unumwunden: »Die kommuni-
stische Partei ist aufgelöst und die Tätigkeit 
der Vereinigungen und Gruppierungen, die 
direkt oder indirekt der kommunistischen 
Internationale angegliedert sind, ist auf dem 
Gebiete des Großherzogtums untersagt. 
Desgleichen werden durch Entscheidung 
der Regierung aufgelöst alle andern Grup-
pen oder Vereinigungen, die gleichviel un-
ter welcher Form oder Bezeichnung darauf 
hinzielen, die Verfassung zu verändern oder 
das freie Funktionieren der verfassungsmä-
ßigen Einrichtungen zu behindern, sei es 
durch Gewalttaten oder Drohungen, sei es 
durch die Bildung bewaffneter oder parami-
litärischer Verbände.«

Antifaschistische Komitees

Bereits am 29. Mai 1935 wurde auf Initia-
tive des Freidenkerbundes der Stadt Esch 
ein antifaschistisches Komitee gegen die-
ses Gesetz gegründet, das bald nur noch 
»Maulkorbgesetz« genannt wurde. Ihm 
folgte in den Monaten Juni und Juli 1935 
die Gründung von antifaschistischen Ko-
mitees in den Arbeiterstädten Differdingen, 
Düdelingen, Petingen und Rümelingen. 
Doch bereits am 1. September 1935 verbot 
die sozialdemokratische Arbeiterpartei ih-
ren Mitgliedern aus antikommunistischen 
Motiven, in den antifaschistischen Komi-
tees, welche die Einheit im Kampf gegen 
Maulkorb und Faschismus symbolisierten, 
mitzumachen. Praktisch während eines gan-
zen Jahres verschwand das »Gesetz zum 
Schutz der politischen und sozialen Ord-
nung« dann allerdings in der Versenkung, 
bevor die Reaktion erneut in die Offensive 
ging.

Inzwischen hatte das faschistische Italien 
am 3. Oktober 1935 Abessinien überfal-
len, Einheiten der faschistischen deutschen 
Wehrmacht waren am 7. März 1936 un-
ter Bruch des Versailler Vertrages und des 
Locarno-Vertrags in die entmilitarisierte 
Rheinzone einmarschiert, und nach dem 
Putsch der faschistischen Generäle José 
Sanjurjo, Emilio Mola und Franmcisco 
Franco am 18. Juli 1936 gegen die republi-
kanische Regierung in Spanien unterstütz-
ten Hitler und Mussolini die Putschisten 
mit Waffen und anderem Kriegsmaterial, 
bevor sie direkt militärisch intervenierten.

Gleichzeitig riegelte die »Nichteinmi-
schungspolitik« Großbritanniens, Frank-
reichs und der USA die Spanische Republik 
von jeder Waffenzufuhr ab. Die Sowjet-
union war das einzige europäische Land, 
das dem spanischen Volk im Kampf ge-
gen den Faschismus zu Hilfe eilte, auch 
mit Flugzeugen, Panzern und freiwilligen 
Mannschaften, die bestens im Umgang mit 
diesen Waffen ausgebildet waren.

Die Kommunistische Internationale, 
deren Appelle an die sozialdemokratische 
Internationale zur Bildung einer Einheits-
front gegen den Faschismus zurückgewie-
sen wurden, war Initiator und Organisator 
einer breiten internationalen Solidaritäts-
bewegung mit der Spanischen Republik. 
Fast in allen Ländern schlossen sich kom-
munistische und sozialdemokratische Ar-
beiter, Vertreter der fortschrittlichen Intelli-

genz und Antifaschisten aus allen sozialen 
Schichten zusammen, um der spanischen 
Republik Hilfe zu leisten. Spanien-Hilfsko-
mitees wurden gegründet, deren Koordinie-
rung von Paris aus erfolgte, und im Oktober 
1936 wurden die Internationalen Brigaden 
gebildet, in denen rund 35.000 Antifaschi-
sten aus 54 Ländern an der Seite der Spani-
schen Republik kämpften.

In Luxemburg war es die Rote Hilfe, 
die zu diesem Zeitpunkt unter der Leitung 
von Beby Bernard, Maus Demuth, Franz 
Ewen, Michel Malget, Antoine Schroeder, 
Eugène Thomé und Claire Urbany arbeitete 
und insbesondere deutsche und italienische 
Antifaschisten unterstützte, die eine Woche 
nach dem faschistischen Putsch in Spanien 
zur Gründung von Hilfskomitees aufrief. 
In einem Appell forderte sie alle »Freunde 
der Freiheit und des Friedens« auf, Geld 
zu sammeln und dem spanischen Volk ma-
terielle Unterstützung zukommen zu las-
sen. Kurze Zeit später kam das »Comité de 

coordination pour l’aide à l’Espagne Répu-
blicaine« zustande, dem sowohl Kommuni-
sten als auch Sozialdemokraten angehörten, 
und am 3. Januar 1937 wurde das »Comité 
de secours pour l’aide aux orphelins de 
guerre espagnols« gegründet.

102 »Spueniekämpfer«

Im Oktober 1936, als die Internationalen 
Brigaden geschaffen wurden, die an der 
Seite der regulären Armee der Spanischen 
Republik gegen die Faschisten kämpften, 
gingen auch die ersten der 102 »Spuenie-
kämpfer« aus Luxemburg nach Spanien, 
um bis 1938 den Faschismus mit der Waffe 
in der Hand auf der Iberischen Halbinsel zu 
bekämpfen.

»Sämtliche Personen sind den Polizeior-
ganen als Aufwiegler und Umstürzler be-
kannt«, hieß es dazu im Bericht der Sûreté 
vom 1. Dezember 1936. Infolge ihrer Be-
spitzelungsaktionen fand die Polizei her-

aus, dass viele der antifaschistischen Kämp-
fer der ersten Stunde – fast alle junge lu-
xemburgische und italienische Männer aus 
dem Süden des Landes –, Instruktionen für 
die Reise von »Kommunistenführer Zénon 
Bernard« bekamen, bevor sie von Mitglie-
dern der Roten Hilfe zum Büro der franzö-
sischen Kommunisten nach Hagondange, 
der ersten Anlaufstelle auf dem Weg ins 
Ausbildungslager der Internationalen Bri-
gaden im spanischen Albacete, weitergelei-
tet wurden. Unter ihnen gab es Sozialisten, 
Anarchisten und solche, die sich als Antifa-
schisten verstanden; die größte Gruppe un-
ter den Spanienkämpfern aus Luxemburg 
waren aber Kommunisten, luxemburgische, 
italienische und deutsche.

Um Luxemburger abzuschrecken, nach 
Spanien zu gehen, um in den Reihen der 
Interbrigaden gegen den Faschismus zu 
kämpfen, verabschiedete die Mehrheit 
der Regierung Bech in der Abgeordneten-
kammer am 10. April 1937 ein Gesetz, das 

Kampf gegen innere 
und äußere Reaktion
Luxemburger Kommunisten wehren sich gegen Maulkorbgesetz und organisieren 1935 den 

Kampf gegen die faschistischen Putschisten in Spanien. Von Ali Ruckert
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es Luxemburger Staatsangehörigen und 
Ausländern, die sich auf dem Territorium 
Luxemburgs befanden (mit Ausnahme 
der  Spanier) verbot, das Land in Richtung 
Spanien zu verlassen. Zuwiderhandlungen 
sollten mit einer Gefängnisstrafe von acht 
Tagen bis sechs Monaten bestraft werden. 
Dieses Gesetz wurde erst 66 (!) Jahre spä-
ter, am 16. Juli 2003, von der Abgeordneten-
kammer außer Kraft gesetzt. 

 In Luxemburg selbst war inzwischen 
wieder ein reaktionärer Vorstoß in Richtung 
Verbot der KPL erfolgt. Die klerikal-libera-
le Regierung Bech hatte das Maulkorbge-
setz erneut aus der Schublade gezogen, und 
am 14. November 1936 erklärte Kammer-
präsident Reuter in der Abgeordnetenkam-
mer, in Kürze werde eine Diskussion über 
das »Gesetz zum Schutz der politischen 
und sozialen Ordnung« erfolgen. 

 Gegen den Maulkorb 

 Zwei Wochen später, am 28. November 
1936, wandte sich die Kommunistische 
Partei mit dem Aufruf »Das Volk braucht 
Brot und Frieden. Es braucht nicht einen 
Maulkorb«, gedruckt in 30.000 Exem-
plaren, an das Luxemburger Volk. Am 
12. Dezember 1936 folgte dann ein zweites 
Flugblatt der KPL, bevor der Freidenker-
bund, dem Kommunisten, Sozialdemo-
kraten und fortschrittliche Demokraten 
angehörten, für den 29. Dezember 1936 zu 
einer ersten großen Versammlung in Esch/
Alzette gegen das Maulkorbgesetz aufrief. 

 Die Landeskonferenz der KPL am 
21. März 1937 in Rümelingen, an der ei-
ne Reihe Militanten der sozialdemokra-
tischen Arbeiterpartei teilnahmen, stand 
ganz im Zeichen gegen den Maulkorb. 
Ihre Losung war die gleiche wie die der 
Landeskonferenz vom 9.  Februar 1936 
in Niederkorn: »Schaffendes Volk Lu-
xemburgs, vereinige dich! Vereinige dich 
ohne Unterschied der Partei und der Welt-
anschauung zum Kampfe um ein freies, 
glückliches und unabhängiges Luxem-
burg!« 

 Im Aufruf der Rümelinger Landeskon-
ferenz hieß es unter anderem: »Merken 
denn Regierung und Kammermehrheit 
in ihrer parteipolitischen Verblendung 
nicht, dass sie mit der Unterdrückung der 
Kommunistischen Partei in Luxemburg 
nicht bloß das Spiel der volks- und lan-
desfeindlichen Schwerindustrie betreiben, 
sondern vor allem Hitlerdeutschland den 
größten Liebesdienst erweisen? Wer wird 
das Land und sein Volk gegen Hitlers 
Ansprüche, sogar gegen Hitlers Überfall 
verteidigen, wenn die Kommunisten, die 
Sozialisten, die Arbeiter in Ketten liegen? 
(…) Wir sind bereit, jede Regierung zu 
unterstützen, welche die Freiheiten des 
Volkes unangetastet lässt, seine lebensnot-
wendigen wirtschaftlichen Forderungen 
erfüllt und das Land gegen die Übergriffe, 
Einmischung und Wühlereien der faschi-
stischen Mächte, besonders Hitlerdeutsch-
lands, zu verteidigen weiß!« 

 Erst am 23. April 1937, dem Tag, an 
dem die Abgeordnetenkammer mit 34 
gegen 19 Stimmen bei einer Enthaltung 
das »Antikommunistengesetz« beschloss, 
starteten die sozialdemokratische Arbei-
terpartei und einige Gewerkschaften ei-
ne Kampagne gegen den Maulkorb. Eine 
Woche zuvor hatte die klerikal-liberale 
Regierungskoalition sich auf ein Referen-
dum über das Maulkorbgesetz geeinigt, 
das am 6. Juni 1937, zusammen mit den 
Parlamentswahlen im Zentrum und Nor-
den, stattfinden sollte. 

 Unterdessen hatten die Klerikalen 
großes Geschütz aufgefahren, um dem 
Volk Angst einzujagen. Ende März 1937 
hatte die Gendarmerie den belgischen 
Waffenhändler Henri Lhoir verhaftet, 
der im belgischen Zollamt in Athus die 
Ausfuhr von 350 Repetierpistolen und 
142 Schuss Munition, die offensichtlich 
nach Spanien geliefert werden sollten, 
ordnungsgemäß angegeben, es aber 
unterlassen hatte, in Luxemburg eine 
Transiterklärung auszufüllen. Diesen 
Tatbestand nutzte die Regierung, um 
die Falschmeldung zu verbreiten, die 

Kommunisten hätten 400 automatische 
Pistolen in einem geheimen Waffenla-
ger horten wollen. 

KPL-Verbot scheitert 

 Doch weder die Lügen der Regierung noch 
eine Vielzahl anderer Provokation erreichten 
ihren Zweck. Am 6. Juni 1937 entschied 
sich das Luxemburger Volk mit einer knap-
pen Mehrheit von 50,67 Prozent gegen das 
Maulkorbgesetz. Für das Gesetz gaben 
70.371 Luxemburger ihre Stimme ab, mit 
Nein stimmten 72.300. Im Osten (67,7 Pro-
zent) und Norden (65,3 Prozent) gab es deut-
liche Mehrheiten für das Maulkorbgesetz 
(mit Ausnahme von Befort, Grevenmacher, 
Mertert, Kautenbach, Schieren, Vianden 
und Wiltz, deren Einwohner mehrheitlich 
nein sagten), in der Hauptstadt und im Kan-
ton Esch war das Gegenteil der Fall. In Esch/
Alzette, Differdingen, Rümelingen, Sassen-
heim und Schifflingen stimmten mehr als 
70 Prozent gegen den Maulkorb, in Düdelin-
gen, Kayl und Petingen mehr als 60 Prozent. 

 Am 9. Juni 1937 reichte der Urheber des 
Maulkorbgesetzes, Staatsminister Joseph 
Bech, die Demission der Regierung ein; er 
wurde aber umgehend wieder mit der Neu-
bildung der Regierung betraut. Alles sollte 
beim alten bleiben. In der Regierung, aber 
auch bei der sozialdemokratischen Arbei-
terpartei. Deren Führung hatte ein Angebot 
des Zentralkomitees der KPL vom 26. Juni 
1937 zur Aktionseinheit an die Bedingung 
geknüpft, die KPL müsse sich erst auflösen! 

 Die Landeskonferenz der KPL am 1. Au-
gust 1937 in Rodange, die zum Thema »Un-
ser Kampf um die Einheit der luxemburgi-
schen Arbeiterklasse und die Bildung der 
demokratischen Front« stattfand, bekräf-
tigte den Willen der KPL zur Aktionsein-
heit und bekundete ihre Bereitschaft, über 
die Einheitsfront zur Einheitspartei auf der 
Grundlage eines demokratischen, sozialen 
und nationalen Programms zu gelangen. 

 Unterdessen wurde die Kriegsgefahr im-
mer deutlicher. In Spanien wüteten noch 
immer die faschistischen Putschisten, un-
terstützt von Hitler und Mussolini, am 12. 
März 1938 marschierten deutsche Trup-
pen in Österreich ein und einen Tag spä-
ter vollzog die gegenüber den deutschen 
Faschisten freundlich eingestellte öster-
reichische Regierung den »Anschluss« an 
Nazideutschland. Bereits im April 1938 er-
kannten die imperialistischen Westmächte 
Frankreich, Großbritannien und die USA 
die Annexion Österreichs an, während die 
sowjetische Regierung sich im Völkerbund 
als einzige scharf gegen den Gewaltakt Hit-
lerdeutschlands wandte. 

Anerkennung Francos 

 Fünfzehn Monate zuvor hatte die Regie-
rung Bech am 28. Mai 1937 eine Konven-
tion mit Belgien, Dänemark, Finnland, 
den Niederlanden, Norwegen und Schwe-
den unterzeichnet, außerhalb der Konflik-
te der Großmächte zu bleiben. Als dieser 
Block der »Oslo-Staaten« im Juli 1938 
erklärte, sich nicht mehr an Sanktionen 
des Völkerbundes gebunden zu fühlen 
(was einer indirekten Schützenhilfe für 
Hitler gleichkam), stimmte die (luxem-
burgische,  jW ) Regierung Dupong zu. 

 Wenige Monate später, am 13. März 1939 
beeilte sie sich dann, das Regime des spani-
schen Faschistenführers Franco anzuerken-
nen – 15 Tage bevor Madrid in die Hände der 
Faschisten fiel. Von den 102 Männern aus 
Luxemburg, die an der Seite der Spanischen 
Republik gekämpft hatten, waren 18 im 
Kampf gefallen, sieben galten als vermisst. 

 Kurze Zeit später sollten auf die Kom-
munisten, die, als einzige politische Partei 
in Luxemburg, das »Münchener Abkom-
men« als schmählichen Verrat bezeichnet 
hatten und am 4. Juni 1939 in Düdelingen 
auf ihrem VII. Kongress forderten, die Ver-
teidigung des Landes im Hinblick auf ei-
nen möglichen Überfall Hitlerdeutschlands 
müsse umgehend organisiert werden, neue 
Bewährungsproben zukommen.  
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V
om spanischen Ministerprä-
sidenten Mariano Rajoy (Par-
tido Popular) gab und gibt es 
kein Wort der Verurteilung 

des Militärputsches von Francisco Franco 
1936, auch nicht am 18. Juli, dem 80. Jah-
restag. Madrid verzichtete auf eine staat-
liche Gedenkveranstaltung, dafür wurde 
im Dom von Valencia an diesem Tag eine 
Messe für den Diktator gelesen. 

 Wenigstens Katalonien veranstalte-
te ein Konzert zur Erinnerung an »alle 
Kriegsopfer«, an dem die Repräsentan-
ten der autonomen Gemeinschaft teilnah-
men. Nur der Partido Popular fand das 
Gedenken unangebracht und schickte kei-
nen Vertreter. 

 Das alles steht für den Umgang des 
heutigen Spanien mit Krieg und Dikta-
tur. Vor diesem Hintergrund wurde im 
Dezember 2000 in Madrid die »Asocia-
ción para la Recuperación de la Memoria 
Histórica« (ARMH), die »Vereinigung 
für die Wiedergewinnung des histori-
schen Gedächtnisses«, von dem Soziolo-
gen Emilio Silva gegründet. Anlass war 
die Exhumierung von 13 Toten, die von 
Falangisten, Mitgliedern der Franco-Par-
tei, im Oktober 1936 erschossen worden 
waren. Silva ist der Enkel eines der Er-
mordeten. Die ARMH hat heute in vielen 
Städten regionale Gruppen, die es als ihre 
Aufgabe sehen, an die etwa eine Million 
Menschen zu erinnern, die zwischen 1936 
und 1939 ums Leben kamen. Sie fordert 
außerdem, alle Straßen und öffentlichen 
Plätze, die Namen von Franco-Faschisten 
tragen, umzubenennen. Seitdem die Bür-
gerbewegung »Ahora Madrid« die Haupt-
stadt regiert, wurden entsprechende Pläne 
entwickelt. Für 27 Straßen steht der Na-
menswechsel fest. 

 Aber noch längst nicht alle Städte ver-
fügen über solche Pläne, obwohl ein 2007 
von der sozialdemokratischen PSOE-
Regierung verabschiedetes Gesetz alle 
spanischen Kommunen dazu verpflichtet. 
Gleiches gilt für das Monument »Valle 
de los Caídos«, in dem die sterblichen 
Reste von Franco sowie die des Militär-
diktators (1923–1930) Miguel Primo de 
Rivera ruhen. Das gigantische Mausole-
um in der Nähe von Madrid ließ Franco 
von politischen Gefangenen in Zwangs-
arbeit errichten. Die Kirche veranstaltet 
dort jedes Jahr eine Art Wallfahrt, was 
angesichts der Tatsache, dass dort auch 
Hunderte Leichen von Oppositionellen 
in Massengräbern bestattet wurden, be-
sonders zynisch wirkt. Sie wurden nach 
ihrer Ermordung dorthin gebracht – so-
zusagen zum Ruhm ihres Henkers. Für 
die Hinterbliebenen eine Zumutung, die 
von den Behörden ignoriert wird. Der 
Journalist Jon Lee Anderson plädierte am 
17. Juli in einer Kolumne bei  eldiario.es

dafür, die Anlage zu sprengen: »Für mich 
ist es eine Beleidigung des menschlichen 
Gewissens, dass dieses Monument immer 
noch existiert und sogar vom Staat be-
schützt wird.« 

 So bleibt es bei Freiwilligenarbeit, wie 
im Juli in der Ciudad Universitaria von 
Madrid. Dort wurden von der Medienöf-
fentlichkeit unbeachtet Kampfplätze der 
Internationalen Brigaden untersucht. 

 Nach amtlichen Angaben gibt es in 
Spanien 2.382 Massengräber, die seit 
1936 entstanden. Das sind weltweit die 
meisten. Seit 2000 hat ARMH ungefähr 
350 dieser Gräber geöffnet und Kno-
chenreste von mehr als 8.500 Ermorde-
ten gefunden. Das wahrscheinlich größte 
Massengrab Europas befindet sich auf 
dem Friedhof von San Rafael in Mála-
ga. Dort wurden Schätzungen zufolge 

4.500 Menschen hingerichtet und ver-
scharrt. Der dort regierende Partido Po-
pular ließ über Teilen der Anlage einen 
Hundepark errichten. Das »Pipican«, wie 
es in der Bevölkerung genannt wird, muss 
nun entfernt werden. Ähnlich in Grana-
da: Die ARMH musste eine Gedenktafel 
an einem Friedhof, die darauf hinwies, 
dass dort 4.000 Menschen hingerichtet 
worden waren, vier Mal erneuern. Jedes 
Mal ließ die Stadtverwaltung die Tafel 
entfernen, erst neuerdings ist dies offiziell 
ein Gedenkort. 

 Das erwähnte Gesetz über Histori-
sches Gedenken (Ley de Memoria 
Histórica) von 2007 ermöglicht immer-
hin die Finanzierung von Ausgrabun-
gen. Ob sie stattfinden, hängt jedoch 
davon ab, welche Partei die Regierung 
stellt. Als Rajoy 2011 Ministerpräsi-
dent wurde, stoppte er den Geldfluss. 
Aber es gibt private Unterstützer sol-
cher Vorhaben. Ein wichtiger Akteur 
ist die baskische Wissenschaftsgesell-
schaft Aranzadi mit ihrem Direktor, 
dem Forensiker Francisco Etxeberría. 
Die norwegische Gewerkschaft »EL og 
IT Forbundet« bietet immer wieder Un-
terstützung an. Sie sammelt seit Jahren 
Geld, um in Spanien die Öffnung von 
Massengräbern zu ermöglichen, insbe-
sondere wenn es um ermordete Gewerk-
schafter geht. 

 Das spanische Parlament hat nie eine 
Resolution gegen den Putsch von Fran-
co oder gegen dessen Diktatur verab-
schiedet. ARMH-Gründer Silva sieht 
den Grund dafür darin, dass die Elite 
von damals immer noch da ist. Vor al-
lem aber: Nach dem Tod Francos wurde 
1977 mit den Stimmen von Sozialisten 
und Kommunisten das »Amnestiege-
setz« verabschiedet. Es erklärt alle po-
litischen Verbrechen während des Krie-
ges und der Franco-Herrschaft für durch 

Aussöhnung erledigt. Seither verzichtet 
die spanische Justiz darauf, Verbrechen 
des Franquismus aufzuklären. 

 Die Kommunistische Partei (PCE) ist 
damit nicht einverstanden. Sie erklärte 
2013: »Das Amnestiegesetz wurde vor der 
Verfassung beschlossen und bezog sich 
nur auf die politischen Verbrechen. Von 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit ist 
dort keine Rede.« Diese unterlägen aber 
»internationalen Abkommen, die auch 
Kraft über das Amnestiegesetz hinaus 
haben«. Sie müssten daher untersucht 

und aufgeklärt werden. 2008 versuchte 
dies Richter Baltasar Garzón. Er woll-
te den Verbleib von 114.000 politischen 
Gegnern Francos sowie von 30.000 ver-
schleppten Kindern ermitteln. Weit kam 
er nicht, die Staatsanwaltschaft klagte ihn 
wegen Rechtsbeugung an. Weltweit gibt 
es nur noch in Argentinien ein Gericht, 
das versucht, Licht in das Dunkel zu brin-
gen, genauer: Richterin María Servini. 
Sie hat bereits Hunderte Zeugen in Spa-
nien gehört und fuhr sogar zu jenen, die 
nicht mehr reisen konnten. »Die Men-
schen haben heute immer noch Angst, 
auszusagen«, wurde sie in der Presse zi-
tiert. Ihr liegt auch eine Klage der Gruppe 
»La Comuna« vor. Es handelt sich dabei 
um mehr als 300 Aktivisten, die von fran-
quistischen Gerichten verurteilt wurden, 
weil sie linken Organisationen angehört 
hatten. 2011 schlossen sie sich zusammen. 
Sie fordern die Aufhebung des Amnestie-
gesetzes. 

 Im Juli verlangten das nun auch die 
Vereinten Nationen. Das UN-Menschen-
rechtskomitee erklärte, es sehe mit Sorge, 
dass Spanien Hinrichtungen und das ge-
waltsame Ableben Tausender Menschen 
nicht untersucht. 

  Carmela Negrete ist Journalistin. 

Sie arbeitet und lebt in Berlin  

Die verlängerte Diktatur
Kirche und Staat in Spanien wollten auch am 80. Jahrestag des 

Putsches nicht an die Opfer Francos erinnert werden . Von   Carmela Negrete 
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»So weit uns Spaniens Ho� nung trug«
Erzählungen und Berichte aus dem Spanischen  Bürgerkrieg

Montag, 12.9.2016 , 19 Uhr  Berliner Buchpremiere

Publizist Günther Drommer im 
Gespräch mit Herausgeber Erich Hackl 

Lesung: Anja Panse 
(Schauspielerin/Regisseurin)

Um Anmeldung unter 0 30/53 63 55-56 oder mm@jungewelt.de wird gebeten.  Eintritt: 5,00 €/ermäßigt: 3,00 €

Eine Veranstaltung in Kooperation mit der Rosa-Luxemburg-
Stiftung und dem Österreichischen Kulturforum Berlin

Wochenendseminar von isl und RSB

Spanien 1936–1939: Revolution und Konterrevolution

2016 jährt sich der Beginn des spanischen Bürgerkriegs (1936–1939) zum 80. 

Mal. In unserem Wochenendseminar gehen wir auf den Kampf zwischen der Ar-

beiterInnenbewegung und dem Franco-Lager und auf die zentrale Auseinander-

setzung innerhalb des republikanischen Lagers ein: „Soziale Revolution“ oder

„Erst den Krieg gewinnen, dann die Revolution“.

Es referieren u. a.:
Werner Abel, Historiker, Mitverfasser von „Sie werden nicht durchkommen“ – 
Deutsche an der Seite der Spanischen Republik und der sozialen Revolution
Vera Bianchi, Historikerin, Autorin von Feministinnen in der Revolution –

Die Gruppe Mujeres Libres im Spanischen Bürgerkrieg

Reiner Tosstorff, Historiker, Autor von Die POUM in der spanischen Revolution

Beginn: Samstag, 17.9., 12 Uhr, Ende: Sonntag, 18.9., 13 Uhr
Ort: Haus der Jugend Frankfurt am Main

Teilnahmekosten: 60 Euro (mit Unterkunft und Verpflegung); Ermäßigungen 

möglich

Weitere Informationen und Anmeldung: 

isl@islinke.de oder buero@rsb4.de oder Tel. 0221 / 923 11 96

HTTP���WWW�ISLINKE�DE฀s฀HTTP���WWW�RSB��DE

internationale sozialistische linke (isl) und 
Revolutionär Sozialistischer Bund (RSB)
in Zusammenarbeit mit Dritte Welt Haus Frankfurt
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